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THEMEN IN DIESER AUSGABE

Nachweisanforderungen 
für den Vorsteuerabzug

Ein rumänischer Investor errichtete 
2006 in Rumänien eine Wohnanlage mit 
90 Apartments. Seine Umsätze über-
stiegen im Streitjahr 2006 die rumäni-
sche Kleinunternehmergrenze. Damit 
wurde er rückwirkend mehrwertsteuer-
pflichtig.
Obwohl er nicht mehr im Besitz der 
Originalrechnungen war, verlangte 
der Investor den Vorsteuerabzug. Er sei 
nach rumänischem Recht als Kleinunter-
nehmer nicht verpflichtet gewesen, die 
Belege aufzubewahren. Zudem hätte er 
die Mehrwertsteuer für die an ihn er-
brachten Leistungen gezahlt. Mangels 
Originalrechnungen seien die Finanz-
behörden gehalten, die gezahlten Be-
träge durch ein Sachverständigengut-
achten zu bestimmen.
Das lehnte der Gerichtshof der Europäi-
schen Union (EuGH) ab. Ein Vorsteuer-
abzug ist nicht allein auf Grundlage 
einer Schätzung möglich. Der Unter-
nehmer muss durch objektive Nach-
weise belegen, dass andere Unternehmer 
ihm tatsächlich Gegenstände geliefert 
oder Dienstleistungen erbracht haben, 
die seinen der Mehrwertsteuer unter-
liegenden Umsätzen dienten und dass 
er dafür die Mehrwertsteuer tatsäch-
lich bezahlt hat.
Der EuGH bestätigte insoweit seine 
Rechtsauffassung, dass der Besitz einer 
Rechnung für den Vorsteuerabzug for-
mal erforderlich ist. Ausnahmen sind 
nur in besonders gelagerten Einzel-
fällen möglich.
EuGH, Urt. v. 21.11.2018, C 664/16,  
BB 2018, S. 2901

Keine Umsatzsteuer auf 
platzierungsabhängige 
Preisgelder

Der Bundesfinanzhof hat unter Änderung 
seiner Rechtsprechung entschieden, 
dass die Teilnahme an einem Wett-
bewerb, bei dem der Teilnehmer aus-
schließlich ein platzierungsabhängiges 
Preisgeld erhält, keine wirtschaftliche 
Tätigkeit darstellt. Der Teilnehmer wird 
durch die Teilnahme an solchen Wett-
bewerben nicht zum Unternehmer. Das 

Preisgeld unterliegt damit nicht der Um-
satzsteuer. Allerdings kann der Teil-
nehmer auch keine Vorsteuern abziehen.
BFH, Urt. v. 02.08.2018, V R 21/16,  
BFH/NV 2019, S. 174

Für Vorsteuerzwecke zu 
beachten: Frist zur Zuord­
nungsentscheidung von 
gemischt genutzten Leis­
tungen zum Unternehmen 
endet am 31. Juli

Bei gemischt genutz ten Eingangs-
leistungen ist es für den Vorsteuer-
abzug entscheidend, in welchem Umfang 
eine Zuordnung zum unternehmerischen 
Bereich vorliegt. Nur wenn eine zu-
mindest teilweise Zuordnung zum Unter-
nehmensvermögen erfolgt, ist grund-
sätzlich der Vorsteuerabzug und in spä-
teren Jahren gegebenenfalls eine Vor-
steuerberichtigung möglich.
Ein Unternehmer hat insbesondere 
dann best immte Zuordnungswahl-
rechte, wenn er Gegenstände bezieht, 
die er teilweise unternehmerisch und 
teilweise nichtunternehmerisch zu ver-
wenden beabsichtigt.

Handelt es sich bei der teilweisen nicht-
unternehmerischen Verwendung um 
eine nichtwirtschaftliche Tätigkeit im 
engeren Sinne (z. B. ideelle, unentgelt-
liche Tätigkeit eines Vereins), besteht 
grundsätzlich ein Aufteilungsgebot. Im 
Wege der Billigkeit ist eine Zuordnung 
im vol len Umfang zum nichtunter-
nehmerischen Bereich möglich.
Handelt es sich bei der teilweise nicht-
unternehmerischen Verwendung hin-
gegen um eine unternehmensfremde 
Tätigkeit (z. B. Entnahme für den pri-
vaten Bedarf des Unternehmers), hat der 
Unternehmer in der Regel folgende Zu-
ordnungswahlrechte:
 � Der Gegenstand kann insgesamt 

der unternehmerischen Tätigkeit zu-
geordnet werden.

 � �Der Unternehmer kann den Gegen-
stand in vollem Umfang in seinem 
nichtunternehmerischen Bereich be-
lassen.

 � Der Gegenstand kann im Umfang der 
tatsächlichen (ggf. zu schätzenden) 
unternehmerischen Verwendung sei-
ner unternehmerischen Tätigkeit zu-
geordnet werden.

F ü r  e i ne  Zuord nu ng z u m u nte r-
nehmerischen Bereich bedarf es weiter-
hin mindestens einer 10 %-igen unter-
nehmerischen Nutzung.
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Wichtig ist, dass eine Zuordnungsent­
scheidung zum Unternehmensvermögen 
mit endgültiger Wirkung bis spätestens 
zum 31. Juli des Folgejahrs erfolgt 
sein muss. Die Frist gilt unabhängig von 
einer etwaigen verlängerten Abgabe-
frist für die Steuererklärung. Wird die 
Frist versäumt, ist im Zweifel eine spä-
tere Zuordnung zum Unternehmensver-
mögen ausgeschlossen. Ein Vorsteuer-
abzug sowie gegebenenfalls eine Kor-
rektur in späteren Jahren sind nicht 
mehr möglich.
Für Zuordnungen, d ie den Ver­
anlagungszeitraum 2018 betreffen, 
muss bis zum 31. Juli 2019 eine Zu­
ordnungsentscheidung erfolgt sein. 
Teilen Sie diese in Zweifelsfällen zur 
Sicherheit dem Finanzamt schriftlich 
mit. Sprechen Sie hierzu rechtzeitig 
Ihren Steuerberater an.
Abschnitt 15.2c UStAE i. V. m.  
§ 149 Abs. 2 Satz 1 AO
BMF, Schr. v. 14.12.2018, III C 3 –  
S 7015/17/10002, BStBl 2018 I, S. 1402

Umsatzsteuerentstehung 
bei Sollbesteuerung

Grundsätzlich entsteht die Umsatz-
steuer mit Ablauf des Voranmeldungs-
zeitraums, in dem die Leistung aus-
geführt wurde (Sollbesteuerung). Auf 
die Zahlung des Entgelts kommt es dabei 
nicht an. Das führt dazu, dass der leis-
tende Unternehmer die Umsatzsteuer 
vorfinanzieren muss, wenn er das Ent-
gelt bis zur Fälligkeit der Umsatzsteuer 
noch nicht vereinnahmt hat.
Eine Spielervermitt lerin, die im be-
zah lten Fußba l l  tät ig war,  erh ielt 
Provisionszahlungen in Raten auf die 
Laufzeit der Arbeitsverträge vermittelter 
Spieler verteilt. Es stellte sich die Frage, 
ob die Vermittlerin die Umsatzsteuer 
im Jahr der Vermittlung versteuern und 
damit vorfinanzieren musste, oder in 
den Jahren, in denen sie die Zahlun-
gen erhielt.
Der Gerichtshof der Europäischen Union 
entschied, dass die Umsatzsteuer mit 
Ablauf des Zeitraums entsteht, auf den 
sich die geleisteten Zahlungen beziehen. 
Dienstleistungen sind im Ausgangsfall 
dann bewirkt, wenn sie zu aufeinander-
folgenden Abrechnungen oder Zahlun-
gen Anlass geben. Ob das im konkreten 
Fall so ist, muss der Bundesfinanzhof 
nun prüfen. Insbesondere wird es darum 
gehen, ob nur eine einzelne Leistung er-
bracht wurde, die in Raten bezahlt wurde, 
oder ob bei einem prämienabhängigen 
Spielergehalt tatsächlich aufeinander-
folgende Leistungen vorliegen.
Hinweis: Der Entscheidung ist auch 
über die Spielervermitt lung hin­

aus weitreichende Bedeutung bei­
zumessen. Sie sollte in sämtlichen 
Fällen von Ratenzahlungsgeschäften 
beachtet werden.
EuGH, Urt. v. 29.11.2018, C 548/17,  
DB 2018, S. 3103

Seit 1. Januar 2019:  
Steuerlicher Rückenwind 
bei Fahrten mit dem 
Dienstfahrrad sowie für 
dienstliche Elektro- und 
Hybridfahrzeuge

Arbeitnehmer, die von ihrem Arbeitgeber 
ein Dienstfahrrad zur Verfügung gestellt 
bekommen, können sich seit 1. Januar 
2019 besonders freuen. Der geldwerte 
Vorteil aus der Überlassung eines Fahr-
rads oder Elektrofahrrads ist nunmehr 
steuerfrei. Voraussetzungen hierfür 
sind, dass der Arbeitgeber den Vorteil 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt und das Elektro-
fahrrad verkehrsrecht l ich nicht als 
Kraftfahrzeug einzuordnen ist, z. B. weil 
der Motor auch Geschwindigkeiten über 
25 km/h unterstützt.
Mit der gesetzlichen Neuregelung soll 
das umweltfreundliche Engagement von 
Radfahrern und deren Arbeitgebern, die 
die private Nutzung sowie die Nutzung 
für Fahrten zwischen Wohnung und ers-
ter Tätigkeitsstätte und für Familien-
heimfahrten für ihre Arbeitnehmer un-
entgeltlich oder verbilligt ermöglichen, 
honoriert werden.
Hinweis: Auch bezüglich der Be­
günstigung von Elektro- und Hybrid­
elektrofahrzeugen bei der Dienst­
wagen besteuer ung g ibt  es sei t 
Jahresbeginn eine gesetzliche Än­
derung. Diese müssen im Rahmen 
der Berechnung des geldwerten Vor­
teils nur noch mit der Hälfte des Neu­
wagenpreises angesetzt werden. Die 
Begünstigung gilt für Anschaffungen 
vor dem 1. Januar 2022.
§ 3 Nr. 37 EStG
Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteu-
erausfällen beim Handel mit Waren im 
Internet und zur Änderung weiterer steuer-
licher Vorschriften, BStBl 2018 I, S. 1377
§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Sätze 2, 3 EStG

Betriebsgewöhnliche  
Nutzungsdauer einer  
Biogasanlage

Die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
einer Biogasanlage kann im Einzelfall 
abweichend von der in der amtlichen 

AfA-Tabelle genannten Nutzungsdauer 
geschätzt werden.
Der Betreiber einer Biogasanlage hatte 
in seinen Gewinnermittlungen 2010 bis 
2012 für die verschiedenen Bestand-
teile dieser Anlage unterschiedliche 
Nutzungsdauern zugrunde gelegt.
Das Finanzamt war jedoch der Auf
fassung, dass die Biogasanlage un-
zutreffend abgeschrieben worden sei, 
da nach den amtlichen AfA-Tabellen 
der Finanzverwaltung die betr iebs-
gewöhnliche Nutzungsdauer aller im 
Zusammenhang mit einer Biogas-
anlage genutzten Wirtschaftsgüter je-
weils 16 Jahre betrage.
Das Finanzgericht Münster entschied, 
dass die in den amtlichen AfA-Tabellen 
zugrunde gelegte Nutzungsdauer von 
16 Jahren nicht mehr zeitgemäß sei, da 
sie die technische Weiterentwicklung 
der Biogasanlagen in den letzten 20 Jah-
ren nicht ausreichend berücksichtige. Im 
entschiedenen Fall hielt das Gericht eine 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von 
zehn Jahren für angemessen.
FG Münster, Urt. v. 28.06.2018,  
6 K 845/15, (rkr.), EFG 2018, S. 1887

Betrieb eines Blockheiz­
kraftwerks: WEG als 
gewerbliche Mitunter­
nehmerschaft

Zu einer Wohnanlage gehör te ein 
Blockheizkraftwerk, mit dem der eige-
ne Wärmebedarf gedeckt werden soll-
te. Der außerdem erzeugte und nicht 
von den Wohnungseigentümern ver-
brauchte Strom wurde gegen Vergütung 
in das Netz eines Energieversorgers ein-
gespeist.
Das Finanzamt meinte, die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft (WEG) sei mit 
der Stromeinspeisung gewerblich tätig. 
Die Eigentümer meinten, nur eine zusätz-
lich von den Eigentümern gegründete 
GbR könne gewerblich tätig sein.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
die Mitglieder einer WEG gemeinschaft-
lich unternehmerisch tätig sein können, 
ohne dass sie sich dazu zusätzlich zu 
einer GbR zusammenschließen müssten. 
Die WEG sei zivilrechtlich ähnlich einer 
Personengesellschaft verselbstständigt 
und kann daher steuerrechtlich als Mit-
unternehmerschaft angesehen werden, 
soweit sie innerhalb ihres Verbands-
zwecks tätig wird. Auch die Erzeugung 
und Vermarktung von Strom durch eine 
WEG kann innerhalb ihres Verbands-
zwecks liegen. Das gilt jedenfalls dann, 
wenn das Blockheizkraftwerk vornehm-
lich der Erzeugung von Wärme für das 
Wohnungseigentum dient und der zu-
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sätzlich erzeugte Strom ein zwangs-
läufig entstehendes Nebenprodukt ist.
BFH, Urt. v. 20.09.2018, IV R 6/16,  
BFH/NV 2019, S. 219

Rückgängigmachung ei­
nes Erwerbsvorgangs bei 
der Grunderwerbsteuer

Die Grunderwerbsteuer wird unter be-
stimmten Voraussetzungen auf Antrag 
nicht festgesetzt oder die Steuerfest-
setzung aufgehoben. Dazu muss der Er-
werbsvorgang innerhalb von zwei Jah-
ren seit der Entstehung der Steuer und 
vor Eigentumsübergang „rückgängig 
gemacht“ werden.
Eine GmbH hatte auf einem gemieteten 
Grundstück ein Gebäude errichtet, das 
nach Ende des Mietvertrags wieder be-
seitigt werden musste. Dieses Gebäude 
veräußerte sie an eine andere Kapital-
gesellschaft (K). Im Kaufvertrag war 
ein Rücktrittsrecht vereinbart, von dem 
die K fristgerecht Gebrauch machte. 
In derselben Urkunde übertrugen die 
GmbH-Gesellschafter 94 % ihrer An-
teile auf die Muttergesellschaft der K.
Das Finanzamt lehnte die Aufhebung 
des für den ersten Erwerb er tei lten 
Grunderwerbsteuerbescheids ab.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die 
Auffassung des Finanzamts. Ein Er-
werbsvorgang ist nur dann „rückgängig 
gemacht“, wenn die Möglichkeit zur 
Verfügung über das Grundstück nicht 
beim Erwerber verbleibt, sondern der 
Veräußerer seine ursprüngliche Rechts-
stellung wiedererlangt. Diese Voraus-
setzungen waren nicht erfüllt. Der Auf-
hebungs- und der Weiterveräußerungs-
vertrag waren in einer einzigen Urkunde 
zusammengefasst. Damit verblieb der K 
trotz der Vertragsaufhebung die Mög
lichkeit der Verwertung einer aus dem 
„rückgängig gemachten“ Erwerbs-
vorgang herzuleitenden Rechtsposition, 
sodass die GmbH nicht aus ihren Bin-
dungen entlassen war.
BFH, Urt. v. 19.09.2018, II R 10/16,  
BFH/NV 2019, S. 164

Korrekturmöglichkeit  
bei offenbarer Unrichtig­
keit und nachträglichen  
Ermittlungen des Finanz­
amts

Stellt das Finanzamt erst nach Bekannt-
gabe eines Bescheids aufgrund einer spä-
ter erhaltenen Kontrollmitteilung Sach-
verhaltsermittlungen zu bestimmten 

bauen, erwarb die Gesellschaft im Mai 
2012 einen gebrauchten Pkw des Typs 
Ferrari California zum Bruttokaufpreis 
von 182.900 €.
Nach Ansicht des Finanzamts handel-
te es sich bei den Anschaffungskosten 
für den Ferrari um nicht abziehbaren 
Repräsentationsaufwand. Es kürzte den 
Vorsteuerabzug 2012 um die Umsatz-
steuer auf den Kaufpreis für den Ferrari.
Dem widersprach das Finanzgericht 
Hamburg. Zwar sei beim Erwerb eines 
Luxussportwagens grundsätzlich von 
einem privaten Affektionswert für sei-
nen Nutzer auszugehen. Das Gericht war 
im Ergebnis jedoch davon überzeugt, 
dass die Anschaffung des Ferrari im ent-
schiedenen Fall zur Eröffnung substan-
zieller Geschäftschancen geführt habe 
und nicht unangemessen war. Es ließ 
daher den Vorsteuerabzug zu.
Hinweis: In einem anderen Verfahren 
versagte das Finanzgericht Hamburg 
den Vorsteuerabzug aus der Anschaffung 
eines gebrauchten Lamborghini Aventa-
dor (Bruttokaufpreis 298.500 €) durch 
ein Gebäudereinigungsunternehmen. 
Der Unterhalt eines derartigen Fahr-
zeugs diene ähnlichen Zwecken wie 
Aufwendungen für Jagden, Segel- 
oder Motorjachten, weil er seiner Art 
nach geeignet sei, unangemessenen 
Repräsentationsaufwand darzustellen.
FG Hamburg, Urt. v. 27.09.2018,  
3 K 96/17, EFG 2019, S. 135
FG Hamburg, Urt. v. 11.10.2018,  
2 K 116/18

Keine Umsatzsteuer- 
befreiung bei Anleitung  
zum Gruppensport

Entgelte für das Erteilen von Unterricht 
sind von der Umsatzsteuer befreit. Unter-
richt setzt voraus, dass Kenntnisse und 
Fähigkeiten vermittelt werden. Es muss 
sich um eine Aus- und Fortbildung han-
deln, die nicht den Charakter bloßer 
Freizeitgestaltung hat.
Sportunterricht setzt deshalb voraus, 
dass die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer darin unterrichtet werden, wie 
die entsprechende Sportart durchzu-
führen ist, um sie zu befähigen, spä-
ter alleine die Sportart zu betreiben 
oder entsprechende Kurse zu leiten. 
Kein Sportunterricht liegt vor, wenn 
im Vordergrund steht, gemeinsam mit 
anderen Sport zu treiben. Dies gilt auch 
dann, wenn die Teilnehmenden in den 
ersten Stunden darin unterwiesen wer-
den, wie bestimmte Übungen richtig 
durchzuführen sind.
BFH, Beschl. v. 25.10.2018, XI B 57/18, 
BFH/NV 2019, S. 130
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Einkünften an, kann dies Grundlage für 
die Korrektur des bestandskräftigen Be-
scheids sein, wenn dieselben Einkünfte 
vom Steuerpflichtigen zwar erklärt, aber 
vom Finanzamt aus Unachtsamkeit nicht 
entsprechend übernommen wurden.
Solche of fenbaren Unr icht igkeiten 
sind insbesondere mechanische Ver-
sehen, beispielsweise Eingabe- oder 
Über tragungsfehler. Fehler bei der 
Anwendung oder Auslegung einer 
Rechtsnorm, eine unrichtige Tatsachen-
würdigung oder die unzutreffende An-
nahme eines nicht vorliegenden Sach-
verhalts zählen hingegen nicht zu den 
offenbaren Unrichtigkeiten.
BFH, Beschl. v. 15.10.2018, VIII B 79/18, 
BFH/NV 2019, S. 102

Notwendigkeit der Einho­
lung eines Sachverständi­
gengutachtens durch das 
Finanzgericht

Ist in einem gerichtlichen Verfahren der 
Wert eines Unternehmens streitig, hat 
das Finanzgericht in der Regel ein Sach-
verständigengutachten einzuholen. Ein 
Verzicht ist nur möglich, wenn das Ge-
richt selbst über die notwendige Sach-
kunde verfügt. Dies hat der Bundes-
finanzhof entschieden.
Im konkreten Fall ging es um eine Be-
wertungsfrage, deren Beantwortung 
aufgrund der Komplexität von Wert-
ermittlungen bei Beteiligungen an nicht 
börsennotierten Aktiengesellschaften 
besondere, branchenbezogene Sach-
kunde voraussetzte. Zudem ließen die 
im fraglichen Zeitraum drastischen 
Schwankungen am Beteiligungsmarkt 
eine Wertermittlung zum Stichtag als 
schwierig erscheinen. Der Bundes-
finanzhof vertrat daher die Auffassung, 
dass sich dem Finanzgericht die Not-
wendigkeit der Einholung eines Sach-
verständigengutachtens zu dem kon-
kreten Unternehmenswert hätte auf-
drängen müssen.
BFH, Beschl. v. 05.10.2018, IX B 48/18, 
BFH/NV 2019, S. 39

Vorsteuerabzug aus An­
schaffungskosten für 
teure Sportwagen zwei­
felhaft

Eine Gesellschaf t befasste sich mit 
der Projektentwicklung zur Energie-
erzeugung aus regenerativen Quellen. 
Zur Tei lnahme an sog. „Netzwerk-
treffen“ und um dort Verbindungen zu 
potenziellen Geschäftspartnern aufzu-



Fehlende Steuerbeschei­
nigung über die Aus­
schüttung aus der Ka­
pitalrücklage führt 
zur Verwendungsfest­
schreibung auf 0 €

Schüttet eine Kapitalgesellschaft Beträ-
ge aus dem steuerlichen Einlagekonto 
aus, muss sie keine Kapitalertragsteuer 
einbehalten und an das Finanzamt ab-
führen. Die Gesellschaft muss die Aus-
schüttung aus dem steuerlichen Einlage-
konto nach amtlichem Muster dem An-
teilseigner bescheinigen. Liegt diese 
Steuerbescheinigung nicht bis zum Tag 
der Bekanntgabe der erstmaligen Fest-
stellung des steuerlichen Einlagekontos 
zum Schluss des Wirtschaftsjahrs, in 
dem die Ausschüttung erfolgt ist, vor, 
gilt der Betrag der Einlagenrückgewähr 
als mit 0 € bescheinigt.
Die Ausschüttung ist in der Folge steuer-
pflichtig, da sie als nicht aus dem steuer-
lichen Einlagekonto erfolgt gilt. Eine 
Korrektur ist ausgeschlossen. Diese 
gesetzlich angeordneten Rechtsfolgen 
sind verfassungsgemäß.
BFH, Beschl. v. 11.07.2018, I R 30/16, 
BFH/NV 2019, S. 171

Voraussetzungen  
für die Abzinsung von  
Verbindlichkeiten

Bilanzierende Unternehmer haben die 
in der Bilanz auszuweisenden Wirt-
schaftsgüter zu bewerten. Unverzins-
liche Verbindlichkeiten mit einer Lauf-
zeit von mindestens einem Jahr sind mit 
einem Zinssatz von 5,5 % abzuzinsen.
In einem vom Bundesfinanzhof ent-
schiedenen Fall war die Frage zu klä-
ren, ob ein verzinsliches oder unver-
z insl iches Darlehn vorlag. Die ur-
sprünglichen Ver tragsbedingungen 
sahen grundsätzlich eine Verzinslich-
keit vor. Diese war jedoch abhängig 
von Dividendenzahlungen aus Aktien, 
deren Kauf Anfang 2010 mit einem 
Darlehn finanziert worden war. Da die 
Dividendenzahlungen ausblieben, wur-
den die Vertragsbedingungen des Dar-
lehns in Bezug auf die Verzinsung noch 
im November 2010 geändert und mit 
Wirkung ab Januar 2011 eine Mindest-
verzinsung festgelegt.
Das Finanzamt nahm zum 31. Dezember 
2010 eine Abzinsung vor, da es das Dar-
lehn als unverzinslich, mit einer fikti-
ven Laufzeit von zwölf Jahren beurteilte.
Dem widersprach der Bundesfinanzhof. 
Nach seinem Urteil ist ein Darlehn ver-

zinslich, wenn eine Zinsvereinbarung 
getroffen wurde. Entscheidend hier-
für ist dabei der Zeitpunkt der Verein-
barung. Die Höhe des Zinssatzes und 
der Zeitpunkt der Zinszahlung sind für 
die Beurteilung ohne Bedeutung.
§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG
BFH, Urt. v. 18.09.2018, XI R 30/16,  
BFH/NV 2019, S. 69

Tarifbegünstigte Ver­
äußerung einer freiberuf­
lichen Einzelpraxis

Die tarifbegünstigte Veräußerung einer 
freiberuflichen Einzelpraxis setzt vo-
raus, dass der Steuerpf l icht ige die 
wesent l ichen ver mögen smä ßigen 
Grundlagen entgeltlich und definitiv 
auf einen anderen überträgt.
Ein Berater übte seine freiberufliche 
Tätigkeit in einer Einzelpraxis aus, die 
er für einen Kaufpreis von 750.000 € 
an die S KG veräußerte. Gegenstand 
des Kaufvertrags war neben dem mo-
bilen Praxisinventar auch der gesamte 
Mandantenstamm des Beraters. Er ver-
pflichtete sich zudem, im Rahmen einer 
freiberuflichen befristeten Tätigkeits-
vereinbarung neue Mandate für die S 
KG zu akquirieren und seine bisherigen 
sowie die neu akquirierten Mandanten 
im Namen und für Rechnung der S KG 
zu beraten. 
Da der Berater seine Tätigkeit für die S 
KG nach zwei Jahren aufgegeben und 
unter Mitnahme des überwiegenden 
Teils seiner Mandanten wieder eine 
Beratungstätigkeit im Rahmen einer 
Einzelpraxis aufgenommen hatte, ver-
trat das Finanzamt die Auffassung, dass 
der Veräußerungsgewinn als nicht be-
günstigter, laufender Gewinn zu er-
fassen sei.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die 
S icht weise des F i na n z a mts .  I ns -
besondere d ie spätere Wiederauf-
nahme der freiberuf lichen Tätigkeit 
sprach gegen eine tarifbegünstigte Ver-
äußerung. Dass dies zum Zeitpunkt der 
Praxisübertragung nicht geplant war, 
spielt keine Rolle. Maßgebend ist al-
lein, ob es objektiv zu einer definitiven 

Hinweis: Die Darstellungen dienen ausschließlich Informationszwecken  
und ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.
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Übertragung der wesentlichen Praxis-
grundlagen gekommen ist.
BFH, Urt. v. 21.08.2018, VIII R 2/15, 
BFH/NV 2019, S. 66

Feststellung der Aus­
gangslohnsumme und der 
Zahl der Beschäftigten für 
Zwecke der Schenkung­
steuer

Ein Vater schenkte seiner Tochter 2012 
Anteile an der A GmbH, die als Holding-
gesellschaft an mehreren Kapitalgesell-
schaf ten betei l igt war. Zur Berück-
sichtigung des Verschonungsabschlags, 
der die Schenkung zu 85 % steuerfrei 
stellt, war nach Auffassung des Finanz-
amts die sog. Ausgangslohnsumme fest-
zustellen. Demnach entfiele der Ver-
schonungsabschlag anteilig, wenn die 
Summe der Lohnsummen innerhalb 
fünf Jahren nach der Schenkung die 
Mindestlohnsumme von 400 % der Aus-
gangslohnsumme unterschritt. Die A 
GmbH meinte, sie sei als Kleinbetrieb 
von der Lohnsummenregelung auszu-
nehmen, weil sie weniger als 20 Be-
schäftigte hatte.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
das Finanzamt die Ausgangslohnsumme 
zutreffend festgestellt hatte. Das Gericht 
wies zudem darauf hin, dass es sich 
bei der Feststellung der Ausgangslohn-
summe und der Feststellung der Anzahl 
der Beschäftigten um zwei getrennte Be-
urteilungen handelt. Nur aus der Fest-
stellung einer Ausgangslohnsumme 
lässt sich daher i. d. R. nicht herleiten, 
ob der Betrieb mehr als 20 Beschäftigte 
hat und die Steuerbefreiung daher der 
Lohnsummenbeschränkung unterliegt.
Hinweis: Das Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetz hat nicht zu-
letzt im Zuge der umfassenden Re-
form 2016 weitreichende Änderungen 
erfahren. Es empfiehlt sich daher ge-
nerell, stets auch einen Steuerberater 
hinzuzuziehen.
§ 13a Abs. 1 Satz 4 ErbStG a. F. 
BFH, Urt. v. 05.09.2018, II R 57/15,  
BFH/NV 2019, S. 75


